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Volksinitiative «Ja zur medizinischen
Versorgungssicherheit»

Medikamente

Vor dem Hintergrund der Medikamentenknappheit, die sich sowohl 2022 als auch 2023
in der Schweiz bemerkbar gemacht und den Bundesrat dazu veranlasst hatte,
verschiedene Pflichtlager freizugeben, wurde im Frühjahr 2023 die Volksinitiative «Ja
zur medizinischen Versorgungssicherheit» lanciert. Das Komitee hinter dem
Volksbegehren setzte sich aus 23 Personen und laut eigenen Angaben aus sämtlichen
Bereichen des Gesundheitswesens zusammen. Dieses führte in seiner Medienmitteilung
aus, dass hierzulande rund 1'000 verschiedene Medikamente fehlten. Anlässlich der
Covid-19-Pandemie sei zudem ersichtlich geworden, dass manchmal gewisse
Materialien, die beispielsweise zentral für die Durchführung von Tests gewesen seien,
nicht mehr an Labore hatten geliefert werden können. Für diese Probleme
verantwortlich machte das Initiativkomitee den jahrelangen massiven Preisdruck,
aufgrund dessen die Herstellung von Medikamenten und anderen medizinischen Gütern
nicht länger in der Schweiz oder in Europa stattfinden könne. Stattdessen sei die
Herstellung in den asiatischen Raum verlagert worden. So würden Antibiotika und
weitere essentielle Medikamente inzwischen fast ausschliesslichen in Staaten wie China
und Indien produziert. Die Zuverlässigkeit bezüglich Lieferung der Unternehmen vor Ort
sei auch zu normalen Zeiten nicht gegeben, so das Initiativkomitee weiter. Angesichts
dessen sei die Gesundheit der Schweizer Bevölkerung gefährdet und Handlungsbedarf
angezeigt. Es existierten von Seiten der Verwaltung zwar bestimmte Massnahmen, diese
seien allerdings unzureichend, um der Problematik zu begegnen. Um die
Versorgungssicherheit tatsächlich zu verbessern, beabsichtigte die vorliegende
Volksinitiative die Schaffung einer Bundeskompetenz anstelle von 26 verschiedenen
Zuständigkeiten. Ausserdem soll der Standort Schweiz inklusive seiner Forschung,
Entwicklung, Produktion und Lagerhaltung gestärkt werden. Die dritte Forderung des
Volksbegehrens umfasste das Etablieren zuverlässiger Lieferketten aus dem Ausland.
Aus dem Gesundheitswesen aktive Unterstützung erfuhr die Initiative von 16 Verbänden,
Organisationen und Unternehmen. Dazu zählten etwa die Ärzte- und Apothekerschaft
sowie Akteure aus der Pharmaindustrie. Nachdem die Bundesverwaltung die Initiative
am 21. März 2023 vorgeprüft hatte, startete am 4. April 2023 die
Unterschriftensammlung. Das Initiativkomitee gab bekannt, dass diese in über 3'000
Apotheken, Drogerien, Arztpraxen und Unternehmen des Gesundheitswesens
stattfinde. 1
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DATUM: 21.03.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

1) BBl, 2023 836; Medienmitteilung Ja zur medizinischen Versogungssicherheit vom 4.4.23; 24H, CdT, LT, 1.4.23
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